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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/1) - 680 70 - E - Kr 6/72 Bonn, den 15. Februar 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Handelspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates zur Einführung einer gemeinsamen 
Kreditversicherungspolice für öffentlichen Käufern aus 
dritten Ländern gewährte mittel- und langfristige Finanz- 
kredite. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 20. Oktober 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude: Budidrudcerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
zur Einführung einer gemeinsamen Kreditversicherungspolice 
für öffentlichen Käufern aus dritten Ländern gewährte 
mittel- und langfristige Finanzkredite 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die gemeinsame Handelspolitik muß auf einheit- 
lichen Grundsätzen von allem hinsichtlich der Aus- 
fuhrpolitik beruhen. 

Der Ausfuhrkredit spielt eine wesentliche Rolle 
im internationalen Handel und ist ein wichtiges In- 
strument der Handelspolitik; daher ist es notwendig, 
die einheitlichen Grundsätze der gemeinsamen Han- 
delspolitik in diesem Bereich festzulegen. 

Die Unterschiede zwischen den in den Mitglied- 
staaten geltenden Kreditversicherungsregelungen 
bei der Ausfuhr nach dritten Ländern können den 
Wettbewerb zwischen den Unternehmen der Ge- 
meinschaft verfälschen. 

Die Harmonisierung der Ausfuhrkreditversiche- 
rungsregelungen kann ferner die Zusammenarbeit 
zwischen den Unternehmen der Mitgliedstaaten er- 
leichtern. 

Daher ist es angezeigt, daß die Mitgliedstaaten 
in den verschiedenen Bereichen der Kreditversiche- 
rung gemeinsame Policen oder Regelungen einfüh- 
ren, die in ihren Hauptpunkten harmonisiert sind. 

In diesem Bestreben wurden schon durch zwei 
Richtlinien des Rates vom 27. Oktober 1970^) ge- 
meinsame Kreditversidierungspolicen für mittel- und 
langfristige Ausfuhrgeschäfte auf der Grundlage 
eines Lieferantenkredits mit öffentlichen bzw. priva- 
ten Käufern und durch die Richtlinie des Rates vom 
1. Februar 1971 “) die Harmonisierung der wesent- 
lichen Bestimmungen auf dem Gebiet der Deckung 
von kurzfristigen Ausfuhrgeschäften (politische Risi- 
ken) mit öffentlichen und privaten Käufern beschlos- 
sen. 

Es ist angebracht, diese Harmonisierung der Kre- 
ditversicherungsregelungen durch die Einführung 
einer gemeinsamen Kreditversicherungspolice für 
öffentlichen Käufern gewährte mittel- und lang- 
fristige Finanzkredite fortzusetzen. 

Es liegt im Interesse der einheitlichen Anwendung 
dieser Richtlinie, daß die Kommission die Mitglied- 


staaten im Rahmen des Ausschusses konsultieren 
kann, der durch die erste der genannten Richtlinien 
des Rates vom 27. Oktober 1970 eingesetzt wurde - 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten erlassen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um die gemeinsame Kreditversiche- 
rungspolice für öffentlichen Käufern aus dritten 
Ländern gewährte mittel- und langfristige Finanz- 
kredite (Allgemeine Bedingungen) (Anlage A) - 
nachstehend gemeinsame Police genannt - einzu- 
führen und die Anwendung dieser gemeinsamen 
Police gemäß dem Kommentar in der Anlage B zu 
gewährleisten. 


Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten haben Sorge zu tragen, daß die 
Kreditversicherer, die für Rechnung oder mit Un- 
terstützung des Staates Bürgschaften übernehmen, 
die in den Anwendungsbereich der gemeinsamen 
Police fallenden Geschäfte nach den Bestimmungen 
dieser Richtlinie versichern. 


Artikel 3 

1. In den Anwendungsbereich der gemeinsamen 

Police fallen Finanzkredite, die durch Einzelpolicen 

verbürgt sind: 

— bei einem Kreditrisiko mit einer Dauer von 24 
Monaten oder mehr; 

— mit öffentlichen Käufern oder mit privaten Käu- 
fern, deren Verpflichtungen von einer öffent- 
lich-rechtlichen Körperschaft im Sinne von Ab- 
satz 2 garantiert werden; 

— für die Abwicklung eines Ausfuhrgeschäfts mit 
einem dritten Land. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 254 
vom 23. November 1970 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 36 
vom 13. Februar 1971 
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2. öffentlicher Käufer im Sinne der gemeinsamen 
Police ist jede öffentlich-rechtliche Körperschaft 
(Staaten, nadigeordnete GebietskÖrpersdiaften wie 
Provinzen, Verwaltungsbezirke oder Gemeinden, 
Öffentliche Unternehmen), die weder auf gericht- 
lichem noch auf administrativem Wege in Konkurs 
gehen kann. 


Artikel 4 

Der durch Artikel 4 der Richtlinie des Rates Nr. 509 
vom 27. Oktober 1970 über die Einführung einer 
gemeinsamen Kreditversicherungspolice für mittel- 
und langfristige Ausfuhrgeschäfte mit öffentlichen 
Käufern eingesetzte Beratende Ausschuß für die 
Ausfuhrkreditversicherung kann von der Kommis- 
sion zu allen Fragen im Zusammenhang mit der An- 
wendung dieser Richtlinie gehört werden. 


Artikel 5 

Innerhalb von sechs Monaten nach Bekanntmachung 
dieser Richtlinie ändern die Mitgliedstaaten ihre 
Rechtsvorschriften gemäß den vorstehenden Bestim- 
mungen und teilen der Kommission die in diesem 
Zusammenhang erlassenen Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften mit. 

Sie bringen die so geänderten Rechtsvorschriften zu 
einem später festzusetzenden Zeitpunkt in Anwen- 
dung. 


Artikel 6 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 


i 
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Anlage A 


Gemeinsame Kreditversichenmgspolice für öffentlichen 
Käufern aus dritten Ländern gewährte mittel- und 
langfristige Finanzkredite 


(nachstehend der Bund genannt) 

wird nach Maßgabe dieser Allgemeinen Bedingun- 
gen dem Bürgschaftsnehmer die Ausfälle für den in 
der Bürgschaftserklärung näher beschriebenen Dar- 
lehensvertrag (nachstehend der Vertrag genannt) 
bei Eintritt des Bürgschaftsfalles entschädigen. 

Der Vertrag soll es dem Schuldner ermöglichen, mit 
den vom Bürgschaftsnehmer geliehenen Mitteln die 
Forderungen aus dem in der Bürgschaftserklärung 
näher beschriebenen Aus fuhrver trag zu begleichen, 
dessen Inhaber nachstehend der Exporteur genannt 
wird. 


ABSCHNITT I 
Umfang der Bürgschaft 
Artikel 1 

Kreditrisiko 

Die Police deckt das Kreditrisiko. Der Bürgerschafts- 
fall tritt ein, wenn die Ausfuhrförderung für den 
Bürgschaftsnehmer ganz oder teilweise innerhalb 
(3 Monaten) (6 Monaten) -) nach ihrer Fälligkeit un- 
einbringlich ist, soweit die unmittelbare Ursache für 
diese Uneinbringlichkeit in dem Eintritt eines oder 
mehrerer der in Artikel 2 aufgezählten Ereignisse 
liegt, wobei alle anderen Ereignisse ausgeschlossen 
sind. 


Artikel 2 

Gedeckte Risiken 

A. Nichterbringung fälliger Leistungen durch den 
Schuldner; 

B. Allgemeines Moratorium, das von der Regierung 
des Schuldnerlandes oder eines dritten Landes, 
über das die Zahlungs ab Wicklung erfolgt, erlas- 
sen wird; 

C. Sonstige Maßnahmen oder Entscheidungen einer 
ausländischen Regierung, die die Erfüllung des 
Ausfuhrvertrags unmöglich machen; 

D. Politische Ereignisse, wirtschaftliche Schwierig- 
keiten oder gesetzliche bzw. administrative Maß- 
nahmen im Ausland, die den Transfer der zur 
Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen ein- 
gezahlten Beträge verhindern oder verzögern; 


E. Gesetzliche Vorschriften des Schuldnerlandes, 
die dem vom Schuldner geleisteten Zahlungen 
schuldbefreiende Wirkung verleihen, wenn diese 
Zahlungen infolge von Kursschwankungen bei 
der Konvertierung in die vereinbarte Währung 
im Augenblick des Transfers nicht mehr den 
Forderungsbetrag erreichen; 

F. Eintritt eines der folgenden Ereignisse im Aus- 
land; Krieg oder Bürgerkrieg, Revolution, Auf- 
ruhr, Wirbelsturm, Überschwemmung, Erdbeben, 
Vulkanausbruch oder Springflut; 

G. Widerruf oder Rücknahme einer ohne Wider- 
rufsvorbehalt erteilten Ausfuhrgenehmigung 
oder Versagung einer Ausfuhrgenehmigung in- 
folge eines Verbots oder einer Beschränkung für 
die Ausfuhr von Waren oder die Erbringung von 
Leistungen auf Grund einer gemäß § 27 in Ver- 
bindung mit §§ 2 und 7 des AWG vom 28. April 
1961 erlassenen AVO, sofern Widerruf, Rück- 
nahme oder Versagung nicht auf einem Ver- 
schulden des Bürgschaftsnehmers beruhen. 


Artikel 3 

Beginn der Haftung und Gegenstand der Bürgschaft 
§ 1 - Beginn der Haftung 

Die Haftung aus der Bürgschaft beginnt mit den 
vom Bürgschaftsnehmer in Erfüllung des Vertrags 
vorgenommenen Zahlungen. 

§ 2 - Gegenstand der Bürgschaft 
a) gedeckte Forderung 

Gegenstand der Bürgschaft ist nach näherer Maß- 
gabe der Bürgschaftserklärung 3) ausschließlich die 
aus Hauptforderung, Kommissionen und Zinsen be- 
stehende Geldforderung des Bürgschaftsnehmers. 


1) für Belgien; das „Office National du Ducroire'' 
für Deutschland; die Bundesrepublik Deutschland 

für Frankreich; die „Compagnie Frangaise d'Assurance 
pour le Commerce Exterieur" 

für Italien: das „Istituto Nazionale delle Assicurazioni" 
für Luxemburg: das „Office du Ducroire du Luxem- 
bourg" 

für die Niederlande: die „Nederlandsche Credietver- 
zekering Maatschappij N. F." 

2) Dei^ Kreditversicherer oder mit dessen Einwilligung der 
Bürgschaftsnehmer können zwischen den beiden For- 
mulierungen wählen. Wird die erste Formulierung ge- 
wählt, so gilt automatisch die Formulierung A in 
Artikel 5; wird die zweite Formulierung gewählt, so 
gilt automatisch die Formulierung B in Artikel 5. 
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Von der Bürgschaft ausgeschlossen sind Forderun- 
gen gegen den Schuldner auf Verzugszinsen, Ver- 
tragsstrafen oder Schadenersatz. 

b) Zusätzliche Aufwendungen 

Der Bund erstattet zusätzliche Aufwendungen, die 
der Bürgschaftsnehmer im Falle eines Schadens 
oder eines drohenden Schadens mit Zustimmung des 
Bundes zur Vermeidung oder Minderung des Scha- 
dens macht. 

Als zusätzliche Aufwendungen sind die Kosten ge- 
richtlicher und außergerichtlicher Rechtsverfolgung 
anzusehen. 

Wenn sich die Aufwendungen auch auf vom Bund 
nicht verbürgte Verträge oder Fälligkeiten beziehen, 
so werden sie im Verhältnis der verbürgten zu den 
nicht verbürgten Beträgen oder Fälligkeiten auf- 
geteilt. 

Die üblichen Aufwendungen zur Einbeziehung (Ver- 
einnahmung) einer Forderung - einschließlich Pro- 
testkosten - werden nicht erstattet, 

c) Ausländische Zulieferungen 

Die Bürgschaft erstreckt sich auch auf den Teil der 
aufgenommenen Mittel, der zur Bezahlung von aus- 
ländischen Lieferungen und Leistungen verwandt 
wird, soweit diese vom Bürgschaftsnehmer aufge- 
geben sind und der Bund zugestimmt hat. (Der Bürg- 
schaftsnehmer braucht jedoch die Zustimmung des 
Bundes nicht einzuholen, wenn der Wert der aus- 
ländischen Lieferungen und Leistungen weder 
10 V. H. des Auftragswerts noch 1 000 000 Rech- 
nungseinheiten übersteigt. Jede Erhöhung des ge- 
nehmigten Anteils ausländischer Lieferungen und 
Leistungen bedarf der Zustimmung des Bundes.) 


Artikel 4 

Drohender Schaden 


Wurde dem Exporteur zur Deckung des Risikos im 
Zusammenhang mit dem in den Besonderen Bedin- 
gungen näher beschriebenen Ausfuhrvertrag eine 
Bürgschaft gestellt, so verliert der Bund die ihm im 
vorstehenden Absatz zuerkannten Rechte, die sich 


aus dieser Police ergebende Bürgschaft zu ändern, 
auszusetzen oder aufzuheben, mit dem Vollzug der 
Lieferungen oder Leistungen des Ausfuhrvertrages. 

Wird der Vertrag auf Grund des Eintritts des Risi- 
kos C nach Artikel 2 ganz oder teilweise nicht erfüllt, 
so hat der Bürgschaftsnehmer innerhalb der in Ar- 
tikel 5 festgesetzten Grenzen Anspruch auf eine 
Entschädigung für die sich aus Schadenersatz und 
Vertragsstrafen, die er dem Schuldner wegen Nicht- 
erfüllung des Vertrags zu zahlen hat, ergebenden 
Ausfälle, 

Das gleiche gilt, wenn der Vertrag ganz oder teil- 
weise auf Grund von Entscheidungen des Bundes 
nicht erfüllt wird, sofern diese Entscheidungen nicht 
auf eines oder mehrere der folgenden Risiken zu- 
rückzuführen sind: 

1 . Risiko B, C oder F nach Artikel 2 ; 

2. Nichtigkeit, Lösung oder Unterbrechung des 
Ausfuhrvertrags; 

3. Verringerung oder Entfallen der Sicherheiten zur 
Deckung der Verbindlichkeiten des Schuldners 
oder eines Mitverpflichteten; 

4. Nichterfüllung der Zahlungsverpflichtungen 
durch den Schuldner oder eines Mitverpflichteten 
bei Fälligkeit und allgemein jegliche Verletzung, 
unabhängig von den Gründen, der Verpflichtun- 
gen aus dem verbürgten Vertrag oder aus einem 
anderen mit dem Bürgschaftsnehmer geschlosse- 
nen Vertrag durch den Schuldner oder einen 
Mitverpf lichteten I 

5. der Schuldner oder der Mitverpflichtete gerät 
in Konkurs, ersucht um einen Vergleich oder 
einen Zahlungsaufschub, stellt seine Tätigkeit 
oder seine Zahlungen ein, ändert die Form oder 
die statutsmäßige Tätigkeit seines Unternehmens 
oder nimmt eine Fusion oder Spaltung vor oder 
muß sich einem gerichtlichen oder verwaltungs- 
mäßigen Vergleichsverfahren unterwerfen; 

allgemeine Verzögerung bei den Transfers aus 
dem Schuldnerland oder Antrag auf Konsolidie- 
rung der Auslandsschulden durch die Behörden 
des Schuldnerlandes. 


3) Die Aufnahme der in Klammern stehenden Formu- 
lierung ist freigestellt. 

4) Die einzelnen Mitgliedstaaten können zwischen den 
beiden Formulierungen wählen. 


Tritt ein in Artikel 2 genanntes Ereignis ein oder 
droht nach Ansicht des Bundes der Eintritt eines 
solchen Ereignisses, so ist der Bund berechtigt, dem 
Bürgschaftsnehmer jede Weisung zu erteilen, die 
geeignet ist, den Eintritt eines Schadens zu vermei- 
den oder dessen Auswirkungen zu vermindern, ins- 
besondere die Bürgschaft für das Kreditrisiko zu 
ändern, auszusetzen oder aufzuheben, soweit die 
Haftung gemäß Artikel 3 § 1 noch nicht begonnen 
hat. 
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Artikel 5 

Deckungsquote und Höchsthaftung 
Formulierung A 

§ 1 - Die Ausfälle bis zur Höhe der in der Bürg- 
schaftserklärung festgesetzten Deckungsquote 
und im Rahmen des in der Bürgschaftserklä- 
rung festgesetzten Höchsthaftungsbetrags ent- 
schädigt.®) 

§ 2 - Der Bürgschaftsnehmer muß ausschließlich zu 
seinen Lasten den vom Bund nicht gedeckten 
Anteil (Selbstbeteiligung) tragen. 

Formulierung B 

§ 1 - Die Ausfälle werden bis zur Höhe der in der 
Bürgschaftserklärung festgesetzten Deckungs- 
quote und im Rahmen des in der Bürgschafts- 
erklärung festgesetzten Höchsthaftungs- 
betrags entschädigt.®) 

§ 2 - Außer im Falle einer Übertragung auf den 
Exporteur muß der Bürgschaftsnehmer aus- 
schließlich zu seinen Lasten den vom Bund 
nicht gedeckten Anteil (Selbstbeteiligung) tra- 
gen. 

Artikel 6 

Nichtigkeit der Bürgschaft ^) 

ABSCHNITT 11 

Pflichten des Bürgschaftsnehmers 
Artikel 7 

Der Bürgschaftsnehmer ist verpflichtet, alle in Zu- 
sammenhang mit dem verbürgten Geschäft stehen- 
den Handlungen mit der Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmanns wahrzunehmen und alle Weisungen des 
Bundes zu befolgen: 

1, Der Bürgschaftsnehmer darf ohne schriftliche 
Einwilligung des Bundes weder einer Änderung 
der Bedingungen des Ausfuhrvertrags noch einer 
Änderung der vertraglich vereinbarten Sicher- 
heiten zustimmen noch den Vertrag ganz oder 
teilweise aus irgendeinem Grunde lösen. 

2, a) Er hat die Finanzlage des Schuldners regel- 

mäßig zu überwachen, vor allem bei der ersten 
Zahlung. 

Vor jeder Zahlung an den Exporteur ist er ver- 
pflichtet, sich zu vergewissern, daß der Schuld- 
ner die Zahlungsverpflichtungen aus dem Aus- 
fuhrvertrag erfüllt hat. 

Ergeben diese Nachprüfungen, daß die Zah- 
lungsverpflichtungen des Schuldners nicht er- 
füllt wurden oder sich seine Zahlungsfähigkeit 


verschlechtert hat, so darf der Bürgschaftsneh- 
mer Zahlungen an den Exporteur nur mit 
Genehmigung des Bundes leisten. 

b) Er muß den Bund unverzüglich über alle ihm 
zur Kenntnis gelangenden Umstände unter- 
richten, die eine Gefahrerhöhung oder einen 
drohenden Schaden darstellen können, insbe- 
sondere 

- über Schwierigkeiten bei der Ausstellung 
oder der Aufnahme der Zahlungsdokumente? 

- über jede Verletzung vertraglicher Verpflich- 
tungen durch den Schuldner, insbesondere 
die Nichterfüllung von Zahlungsverpflich- 
tungen bei Fälligkeit, einschließlich die 
Gründe der Verletzung, soweit diese dem 
Bürgschaftsnehmer bekannt sind. 

c) In jedem Fall muß der Bürgschaftsnehmer 
den Nichteingang von Zahlungen innerhalb 
von 30 Tagen nach ihrer Fälligkeit dem Bund 
melden. 

3. Der Bürgschaftsnehmer muß bei drohenden 
Schäden unverzüglich an den Bund herantreten 
und sich gegebenenfalls nach dessen Entschei- 
dungen richten, ohne sich insbesondere auf Finan- 
zierungsschwierigkeiten berufen zu können. 

Die Entscheidungen können auch beinhalten, daß 
dem Bund weitere Durchführung aller eingelei- 
teten oder einzuleitenden Schritte und Verfahren 
übertragen wird. Der Bund kann zu diesem 
Zweck auch die Erteilung einer unwiderruflichen 
Vollmacht verlangen, sowie die Übertragung 
aller Dokumente und Urkunden zu seinen Gun- 
sten in einer Dritten gegenüber wirksamen Form, 
wenn dies zur Rechtsverfolgung erforderlich oder 
nützlich ist. 

Der Bürgschaftsnehmer muß hinsichtlich der ver- 
bürgten Forderungen, insbesondere hinsichtlich 
der ihm gemäß Artikel 5 § 2 zu tragenden 
Selbstbeteiligung, den Entscheidungen des Bun- 
des, wenn dieser es für erforderlich hält, zustim- 
men und die sich daraus ergebenden Maßnahmen 
unterstützen, insbesondere, wenn sie sich aus 
Abkommen über Konsolidierungen ergeben, die 
der Bund abgeschlossen hat oder denen er bei- 
getreten ist. 

4. Der Bürgschaftsnehmer ist verpflichtet, den Bund, 
dessen Beauftragten und den von diesem benann- 
ten Sachverständigen, sowie dem Bundesrech- 

5) Der Kreditversicherer oder mit dessen Einwilligung 
der Bürgschaftsnehmer können zwischen den beiden 
Formulierungen wählen. 

«) Die in der Bürgschaftserklärung festgesetzte Dek- 
kungscpiote beträgt bei Formulierung A 95 v. H. bzw. 
90 V. H. bei Formulierung B. 

7) Die einzelnen Kreditversicherer haben Ermessensfrei- 
heit in bezug auf die Art der in diesen Artikel aufzu- 
nehmenden Bestimmungen. 
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nungshof alle Auskünfte zu geben und Unterla- 
gen zur Verfügung zu stellen, die der Bund oder 
der Bundesrechnungshof für erforderlich halt, 
oder eine Prüfung seiner Bücher oder seines 
Betriebes zuzulassen, um festzustellen, ob eine 
Inanspruchnahme des Bundes in Frage kommen 
kann oder die Voraussetzungen für eine solche 
vorliegen oder Vorgelegen haben, ohne daß dar- 
aus eine Haftung des Bundes hergeleitet werden 
kann. Unterlagen in fremder Sprache hat der 
Bürgschaftsnehmer auf Verlangen des Bundes 
übersetzen zu lassen. 

5. Vor jeder Zahlung an den Exporteur ist er ver- 
pflichtet nachzuprüfen, daß der Anteil der aus- 
ländischen Lieferungen und Leistungen, die dem 
Bund aufgegeben und von ihm genehmigt wur- 
den, vom Exporteur vorbehaltlich Artikel 3 § 2 
Buchstabe c eingehalten wurde. 

6. Unbeschadet der Vorschriften des Artikels 3 § 2 
Buchstabe b hat der Bürgschaftsnehmer alle sich 
aus der Anwendung dieses Artikels ergebenden 
Kosten zu tragen. 


Artikel 8 

Meldungen über die Abwicklung des Geschäftes"^) 
Artikel 9 

Entgelt 

§ 1 - Für die Übernahme der Bürgschaft hat der 
Bürgschaftsnehmer ein Entgelt zu zahlen, des- 
sen Höhe und Fälligkeit in der Bürgschaftser- 
klärung festgelegt werden. 

§ 2 - Der Bund wird, sofern kein Schaden eingetre- 
ten ist, das Entgelt teilweise erstatten, falls 
sich die verbürgten Beträge verringern, oder 
die Dauer des Risikos verkürzt. 

§ 3 - Bei allen Entgelterstattungen werden zur pau- 
schalen Abgeltung der Verwaltungskosten 
10 V. H. des zu erstatteten Betrages einbehal- 
ten, mindestens jedoch 50 Rechnungseinheiten 
für jede Erstattung und höchstens 1000 Rech- 
nungseinheiten insgesamt im Rahmen einer 
Bürgschaftserklärung. 

§ 4 - Jede Änderung des Ausfuhrvertrags führt un- 
beschadet der Vorschriften des § 2 zu einer 
Neuberechnung des Entgelts. 

§ 5 - Zahlt der Bürgschaftsnehmer eine Entgeltrate 
nicht oder stellt er einen Entschädigungsan- 
trag, so ist der Bund berechtigt, die sofortige 
Zahlung aller später fällig gestellten Entgelt- 
teile zu verlangen. 

§ 6 - Die Entgegennahme von Entgelten verpflichtet 
den Bund nicht zur Entschädigung eines Aus- 
falles. Die Verpflichtung des Bundes zur Ent- 


schädigung richtet sich ausschließlich nach 
diesen Allgemeinen Bedingungen und den 
Besonderen Bedingungen der Bürgschaftser- 
klärung. 


Artikel 10 

Folgen von Vertragsverletzungen 

§ 1 - Werden Entgelte oder sonstige dem Bund ge- 
schnl riete Beträge vom Bürgschaftsnehmer ganz 
oder teilweise nicht gezahlt, so ruht jede Haf- 
tung des Bundes. 15 Tage nachdem der Bund 
den Bürgschaftsnehmer erfolglos in Verzug 
gesetzt hat, ist der Bund endgültig von seinen 
Verpflichtungen befreit. 

(Die Vorschriften dieses Paragraphen stehen 
einer gerichtlichen Geltendmachung der An- 
sprüche des Bundes gegen den Bürgschafts- 
nehmer nicht entgegen). 

§ 2 ~ Alle Beträge, die der Bürgschaftsnehmer dem 
Bund auf Grund der Bürgschaft schuldet, und 
die er nicht innerhalb eines Monats nach Fällig- 
keit bezahlt, sind - ohne Rücksicht darauf, ob 
Verzug vorliegt oder nicht - ab Fälligkeit mit 
zu verzinsen. 

Im Falle einer zu Unrecht erfolgten Entschädi- 
gung beginnt die Verzinsung mit Auszahlung 
der Entschädigung. 

§ 3 - Erfüllt der Bürgschaftsnehmer eine der ihm in 
den Artikeln 5 und 7 auferlegten Verpflichtun- 
gen ganz oder teilweise nicht oder tritt durch 
sein Verschulden eine Erhöhung der Gefahr 
ein, so ist der Bund (ohne Mahnung) ^^) von 
seinen Verpflichtungen befreit; der Bürg- 
schaftsnehmer ist verpflichtet, alle auf Grund 
der Bürgschaftserklärung empfangenen Ent- 
schädigungen zurückzuzahlen. Der Bund kann 
jedoch seine Haftungsbefreiung nach den Um- 
ständen des Falles, insbesondere unter Abwä- 
gung der Schwere des Verschuldens oder des 
Verstoßes, einschränken. 

§ 4 - 


8) Die Aufnahme dieses Paragraphen ist den einzelnen 
Kreditversicherern freigestellt. 

9) Die einzelnen Kreditversicherer haben Ermessensfrei- 
heit in bezug auf die Art der in diesen Artikel auf- 
zunehmenden Bestimmungen. 

10) Die Aufnahme der in Klammern stehenden Formulie- 
rung ist freigestellt. 

11) Satz, der von den einzelstaatlichen Kreditversicherern 
festgelegt wird. 

12) Dieser § kann Bestimmungen enthalten, mit denen 
die Folgen von Verstößen gegen die Meldepflicht ge- 
regelt werden, sofern in die Police ein Artikel 8 auf- 
genommen wird. Wie diese Bestimmungen im einzel- 
nen aussehen, steht im freien Ermessen des einzelnen 
Versicherers. 
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KAPITEL III 

Entschädigungen 
Artikel 11 

Allgemeine Grundsätze 

§ 1 - Die Entschädigungsleistung setzt voraus: 

a) Die Einreichung einer Schadensmeldung in 
Form eines Entschädigungsantrages unter 
Beifügung aller Unterlagen und Urkunden, 
die der Bund zum Nachweis der Rechte des 
Bürgschaftsnehmers für erforderlich hält, 
und einer Schadensberechnung. 

b) Die Erteilung eines Auftrags durch den 
Bürgschaftsnehmer an die Inkassobank, auf 
Einzug der vertraglichen Forderungen und 
Bestätigung des Auftrags durch die Bank, 
daß diese unmittelbar an den Bund die bei 
ihr eingehenden Rückflüsse abführt, und 
zwar bis zur Höhe des Betrages, der auf 
den Bund gemäß Artikel 15 übergegangen 
ist.^^) 

c) Die Vorlage einer vom Exporteur Unter- 
zeichneten Verpflichtung durch den Bürg- 
schaftsnehmer, mit der sich der Exporteur 
verpflichtet, dem Bund in dem Fall einen 
Betrag in Höhe der Entschädigung zu zah- 
len, in dem festgelegt wurde, daß der 
Schaden auf die Nichterfüllung der Aus- 
fuhrvertragsbedingungen durch den Expor- 
teur zurückzuführen ist. 

d) Die Vorlage einer vom Exporteur ausge- 
stellten Bescheinigung, in der dieser er- 
klärt, vorbehaltlich Artikel 3 § 2 Buchstabe c 
den dem Bund aufgegebenen und von die- 
sem genehmigten Anteil der ausländischen 
Lieferungen und Leistungen nicht über- 
schritten zu haben. 

§ 2 - Beruhen die zur Entschädigung angemeldeten 
Ausfälle des Bürgschaftsnehmers auf bestrit- 
tenen Rechten, so kann der Bund die Schadens- 
meldung zurückweisen, bis der Streit durch 
das zuständige Gericht entschieden ist. 

§ 3 - Der Bund hat das Recht, innerhalb von 60 Ta- 
gen nach dem spätesten der beiden nachste- 
hend genannten Zeitpunkte: 

- Ablauf der Karenzfrist, 

- Eingang der Schadensberechnung und der 
anderen in § 1 genannten Unterlagen 

einen Sachverständigen zu bestellen, um die 
Höhe des vom Bürgschaftsnehmer geltendge- 
machten Entschädigungsanspruchs zu prüfen; 
die Kostentragung regelt Artikel 18. 


§ 4 - Die Entschädigung von Ausfällen ist ausge- 
schlossen, wenn sie darauf beruhen, daß 

a) der Bürgschaftsnehmer, irgendeiner seiner 
Beauftragten oder Vertragsbeteiligten Ver- 
pflichtungen aus dem verbürgtem Ausfuhr- 
vertrag oder gesetzliche oder sonstige Vor- 
schriften, die bei Abschluß oder Ausführung 
des Ausfuhrvertrages angewandt wurden, 
nicht beachtet, es sei denn, daß diese Nicht- 
beachtung die unmittelbare Folge eines der 
in Artikel 2 aufgeführten Ereignisse - wo- 
bei alle anderen Ereignisse ausgeschlossen 
sind - oder einer im Rahmen der Bürgschaft 
erfolgenden Weisung des Bundes ist; 

b) der Schuldner bei Beginn der Haftung aus 
der Bürgschaft erforderliche Genehmigun- 
gen, die auf Grund zu diesem Zeitpunkt 
angewandter Gesetze oder Verwaltungsvor- 
schriften zur Durchführung des Vertrages 
notwendig sind, nicht beibringt, es sei denn, 
daß diese Genehmigungen nur zu einem 
späteren Zeitpunkt beigebracht werden 
können;^ 

c) der Schuldner Formalitäten nicht erfüllt, die 
er gemäß den bei Beginn der Haftung gül- 
tigen gesetzlichen oder sonstigen Bestim- 
mungen vor diesem Zeitpunkt zu erledi- 
gen hat; 

d) vertragliche Klauseln angewandt werden, 
die die Rechte des Bürgschaftsnehmers in 
ungewöhnlicher Weise einschränken (Ver- 
tragsstrafen, Rücktritt, höhere Gewalt usw.). 

§5 — Liegen für die Verpflichtungen des Schuldners 
gegenüber dem Bürgschaftsnehmer ganz oder 
teilweise Sicherheitsleistungen Dritter vor, so 
tritt der Bürgschaftsfall nur ein, wenn der 
Bürgschaftsnehmer 

- infolge des Eintritts eines oder mehrerer 
der in Artikel 2 aufgezählten Ereignisse 
weder vom Schuldner noch von dem Dritten 
ganz oder teilweise Erfüllung ihrer vertrag- 
lichen Verpflichtungen erlangen kann und 

- ordnungsgemäß die Handlungen vorgenom- 
men und Formalitäten beachtet hat, die not- 
wendig sind, um die von dem oder den 
Dritten geleisteten Sicherheiten zu verwer- 
ten. 

§6- Die Anwendung von Verfallsklauseln oder 
sonstigen zu einer Aufhebung der dem Schuld- 
ner eingeräumten Zahlungsfristen führende 


13) Die Aufnahme der in Klammern stehenden Formulie- 
rung ist freigestellt. 

14) Dieser Absatz wird nur aufgenommen, wenn der Kre- 
ditversicherer für die Nachprüfung des Betrages der 
ausländischen Leistungen und Lieferungen nicht die 
Formulierung Artikel 7 Abs. 5 gewählt hat. 
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Gründe bleiben für die Anwendung der Be- 
stimmungen über die Entschädigung unberück- 
sichtigt. Der Bund ist jedoch berechtigt, die 
Entschädigung vorzeitig auszuzahlen; in die- 
sem Fall werden die nicht angefallenen Zinsen 
nicht entschädigt. 


Artikel 12 

Anrechnung von Zahlungen und Erlösen aus der 
Verwertung von Sicherheiten 

Alle Zahlungen - gleich welcher Art - des Schuld- 
ners oder seiner Mitverpflichteten oder für ihre 
Rechnung geleistete Zahlungen, ferner Erlöse aus 
der Verwertung von Sicherheiten werden im Bürg- 
schaftsfall ohne Rücksicht auf die zwischen den Be- 
teiligten bestehenden Beziehungen nach folgenden 
Regeln angerechnet: 

1. Die eingegangenen Beträge werden zunächst auf 
die Hauptforderung, die Zinsen (ausgenommen 
Verzugszinsen), die Kommissionen und die zu- 
sätzlichen Aufwendungen aller verbürgten oder 
nicht verbürgten Verträge mit dem Schuldner 
angerechnet: 

a) die Beträge, die zur Tilgung verbürgter Ge- 
schäfte oder Fälligkeiten bestimmt sind, wer- 
den in der zeitlichen Reihenfolge ihrer Fällig- 
keit angerechnet; 

b) bis zur Fälligkeit der zu entschädigenden 
Forderung werden Zahlungen, deren Ver- 
wendungszweck nicht bestimmt worden ist 
oder die für nicht verbürgte Geschäfte oder 
Fälligkeiten verwendet werden sollen, unge- 
achtet gesetzlicher oder sonstiger Vorschrif- 
ten in der zeitlichen Reihenfolge der ver- 
bürgten und nicht verbürgten Fälligkeiten 
und beim Zusammentreffen dieser Fälligkei- 
ten anteilig in Höhe der betreffenden Beträge 
angerechnet; 

c) nach der Fälligkeit der zu entschädigenden 
Forderungen werden Zahlungen, deren Ver- 
wendungszweck bestimmt oder nicht bestimmt 
worden ist und die für nicht verbürgte Ge- 
schäfte oder Fälligkeiten verwendet werden 
sollen, im Verhältnis der verbürgten zu den 
nicht verbürgten Forderungen, und zwar 
unter Berücksichtigung aller fälligen unbe- 
zahlten und künftig fälligen Forderungen auf- 
geteilt und innerhalb dieser beiden Katego- 
rien, d. h. der verbürgter und der nicht ver- 
bürgter Forderungen, in der zeitlichen Reihen- 
folge ihrer Fälligkeiten angerechnet; 

d) als Fälligkeiten werden lediglich die Haupt- 
forderungen einschließlich der Zinsen (aus- 
genommen Verzugszinsen) und Kommissio- 
nen angesehen. 

2. Sobald die Hauptforderungen einschließlich Kom- 
missionen, Zinsen (ausgenommen Verzugszinsen) 


und die zusätzlichen Aufwendungen für ver- 
bürgte oder nicht verbürgte Geschäfte und Fällig- 
keiten vollständig bezahlt sind, werden einge- 
gangene Beträge zur Bezahlung der Verzugs- 
zinsen entsprechend dem Verhältnis der Pro- 
dukte aus Höhe und Dauer der jeweils rückstän- 
dig gewesenen Fälligkeiten verwendet. 


Artikel 13 
Schadensberechnung 

§ 1 - Die Schadensberechnung ist wie folgt in der 

Vertragswährung aufzustellen: 

Von dem uneinbringlichen Betrag jeder Fällig- 
keit sind abzuziehen: 

- (die Beträge, die in den Zahlungen des Bürg- 
schaftsnehmers an den Exporteur den nicht 
genehmigten ausländischen Lieferungen und 
Leistungen entsprechen, werden im Scha- 
densfall vom Betrag des Ausfalls abgezogen, 
der als für ungezählt erklärte Fälligkeit fest- 
gestellt wurde, und zwar in Höhe des Ver- 
hältnisses zwischen dem Betrag dieser Fäl- 
ligkeit und dem Gesamtbetrag des Dar- 
lehensvertrags.) ^■^); 

- alle beim Bürgschaftsnehmer bis zur Ent- 
schädigungszahlung eingegangenen Beträge, 
und zwar sowohl die auf die uneinbring- 
lichen Fälligkeiten entfallenden Zahlungen 
als auch die Erlöse aus der Verwertung von 
Sicherheiten sowie aufgerechnete und bis zu 
diesem Zeitpunkt gegebenenfalls aufrechen- 
bare Forderungen sowie alle sonstigen Ver- 
mögensvorteile, die dem Bürgschaftsnehmer 
aus Anlaß des Bürgschaftsfalles entstanden 
sind; 

- Kommissionen und sonstige Aufwendungen, 
die der Bürgschaftsnehmer infolge Eintritts 
des Bürgschaftsfalls erspart hat. 

§ 2 - Erstattung zusätzlicher Aufwendungen 

Die zusätzlichen Aufwendungen gemäß Artikel 3 
§ 2 b) werden auf der Grundlage halbjährlicher Ab- 
rechnungen erstattet. 

Artikel 14 

Berechnung und Zahlung der Entschädigung 

1. Entschädigungen (und Erstattungen zusätzlicher 
Aufwendungen) ^®) werden unter Anwendung der 
Deckungsquote gemäß Artikel 5 § 1 auf die Scha- 
densberechnung festgesetzt, soweit sie der Bund ge- 
billigt hat. 

15) Dieser Abschnitt wird nur aufgenommen, wenn der 
Kreditversicherer in Artikel 7 § 5 den Bürgschaftsneh- 
mer verpflichtet hat, die ausländischen Lieferungen 
und Leistungen nachzuprüfen. 

16) Die einzelnen Kreditversicherer können zwischen den 
beiden Formulierungen wählen. 
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2. Die Auszahlung der Beträge gemäß Absatz 1 er- 
folgt innerhalb von 90 Tagen nach dem spätestens 
der nachstehend genannten Zeitpunkte: 

- Ablauf der Karenzfrist oder 

- Eingang der Schadensberechnung und der anderen 
in Artikel 1 1 § 1 genannten Unterlagen oder 

- Eingang des Sachverständigengutachtens, falls 
der Bund von Artikel 11 § 3 Gebrauch gemacht 
hat. 

Hat der Bund von Artikel 11 § 3 Gebrauch gemacht 
und konnte er die Entschädigung nicht innerhalb 
von 120 Tagen nach dem spätestens der nachstehend 
genannten Zeitpunkte: 

- Ablauf der Karenzfrist oder 

- Eingang der Schadensberechnung und der anderen 
in Artikel 1 1 § 1 genannten Unterlagen 

ausbezahlen, so wird nach Ablauf der Frist von 
120 Tagen vorbehaltlich einer späteren Überprüfung 
eine Entschädigung in Höhe von drei Vierteln des 
vom Bund geschätzten Schadens abzüglich der 
Selbstbeteiligung ausgezahlt. 

Ist die Entschädigung höher als diejenige, die der 
Bund nach Einholung eines Sachverständigengut- 
achtens festgesetzt hat, so ist der Unterschiedsbetrag 
dem Bund auf erste Anforderung zurückzuzahlen. 


Artikel 15 

Übergang oder Abtretung von Forderungen 


Artikel 16 

Rückflüsse 

Rückflüsse sind nach Abzug der für sie sachgemäß 
aufgewendeten Kosten alle Beträge, die nach Zah- 
lung einer Entschädigung eingehen (einschließlich 
der aufgerechneten Beträge) und die sich auf den 
verbürgten Vertrag oder die verbürgten Forderun- 
gen beziehen. 

Diese Rückflüsse werden zwischen dem Bund und 
dem Bürgschaftsnehmer aufgeteilt. Der Anteil des 
Bundes bestimmt sich nach der in der Bürgschafts- 
erklärung festgelegten Deckungsquote. 

Diese Regel gilt auch für die auf die Verzugszinsen 
angerechneten Beträge mit Ausnahme des auf die 
Zeit vor der Zahlung der Entschädigung entfallen- 
den Teiles, der ausschließlich dem Bürgschaftsneh- 
mer zusteht, vorausgesetzt daß die Hauptforderung, 
die Kommissionen und die Zinsen (ausgenommen 
Verzugszinsen) zurückerlangt worden sind. 

Hat der Bürgschaftsnehmer dem Bund zustehende 
Beträge vereinnahmt, so hat er diese unverzüglich 
an den Bund abzuführen. 


ABSCHNITT IV 

Verschiedene Bestimmungen 

Artikel 17 

Umrechnungskurse für Beträge in ausländischer 
Währung 

Es werden nachstehende Umrechnungskurse ange- 
wendet: 

§ 1 - Für Entschädigungen (und Erstattungen zusätz- 
licher Aufwendungen ^®) : 

a) Kreditrisiko 

Die in der Schadensberechnung nach Arti- 
kel 13 § 1 b) abzuziehenden Beträge werden 
auf der Basis des amtlichen Geldkurses im 
Zeitpunkt ihres Eingangs in Vertragswäh- 
rung umgerechnet. 

Der Endbetrag der Schadensrechnung wird 
auf der Basis des amtlichen Geldkurses (der 
zum Zeitpunkt des Ablaufs der in Artikel 1 
genannten Frist gilt) (der zum Zeitpunkt 
der Auszahlung der Entschädigungen gilt) ^^) 
in ^*^) umgerechnet. 

Der betreffende Kurs darf jedoch den 
gegebenenfalls in den Besonderen Bedin- 
gungen festgesetzten (amtlichen Geldkurs 
am Tage der Unterzeichnung des Vertrages) 
(amtlichen Geldkurs in dem Zeitpunkt, in 
dem dem Bürgschaftsnehmer die Entschei- 
dung über die Bürgschaftsgewährung mit- 
geteilt wird) ^®) nicht überschreiten. 

b) Zusätzliche Aufwendungen 

In Artikel 13 § 2 erwähnte Beträge: 
sie sind auf der Basis des amtlichen Geld- 
kurses im Zeitpunkt ihres Eingangs in 
^1) umzurechnen. 

§ 2 - Für Rückflüsse 

Die in Artikel 16 § 1 genannten Rückflüsse werden 
auf der Basis des im Zeitpunkt ihres Eingangs gel- 
tenden amtlichen Geldkurses in ^^) umge- 

rechnet. 


17) Die einzelnen Kreditversidierer haben Ermessensfrei- 
heit in bezug auf die Art der in diesen Artikel auf- 
zunehmenden Bestimmungen. 

iB) Die einzelnen Kreditversicherer können zwischen den 
beiden Formulierungen wählen. 

19) Landeswährung des Kreditversicherers 

20) Die einzelnen Kreditversicherer können zwischen den 
beiden Formulierungen wählen. 

21) Landeswährung des Kreditversicherers 
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§ 3 - Für das Entgelt 

Für die Berechnung des Entgelts erfolgt die Umrech- 
nung in auf der Basis (des amtlichen Geld- 

kurses am Tage der Unterzeichnung des Vertrages) 
(des amtlichen Geldkurses in dem Zeitpunkt, in dem 
dem Bürgschaftsnehmer die Entscheidung über die 
Bürgschaftsgewährung mitgeteilt wird).‘^^) 


Artikel 18 


Abtretung 


Artikel 19 

Verjährungs- und Ausschlußfristen 


Artikel 20 


Gerichtsstand 


22) Die einzelnen Kreditversidierer haben Ermessensfrei- 
heit in bezug auf die Art der in diesen Artikel aufzu- 
nehmenden Bestimmungen, 
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Anlage B 

Kommentar zur Anwendung der Allgemeinen Bedingungen 
der gemeinsamen Kreditversicherungspolice für öffentlichen Käufern 
aus dritten Ländern gewährte mittel- und langfristige Finanzkredite 


Zu Artikel 1 

1. Die folgenden beiden Alternativen stehen zur 
Wahl: 

- eine Alternative mit einer Karenzfrist von drei 
Monaten und einer Deckungsquote von 95 v. H., 
wobei die Selbstbeteiligung nicht auf den Expor- 
teur abgewälzt werden darf, 

- und eine Alternative mit einer Karenzfrist von 
sechs Monaten, einer Deckungsquote von 90 v. H. 
und der Möglichkeit der Abwälzung der Selbst- 
beteiligung. 

Durch die Alternative mit der Karenzfrist von sechs 
Monaten und der Deckungsquote von 90 v. H. soll 
vermieden werden, daß bei der etwaigen Überwäl- 
zung eines Teiles der Risiken durch die Bank auf 
den Exporteur die Geschäfte auf der Grundlage 
eines Finanzkredits gegenüber den im Rahmen eines 
Lieferantenkredits abgewickelten Geschäften bevor- 
zugt werden. Da bei der zweiten Alternative die 
Risikoabwälzung nicht zulässig ist, schien es erfor- 
derlich, die Deckungsquote auf 95 v. H. zu erhöhen 
und die Karenzfrist auf drei Monate zu verkürzen, 
um der Tatsache Rechnung zu tragen, daß die Ban- 
ken nicht so hohe Gewinne erzielen wie die Ex- 
porteure. 

2. Bei der Auslegung des Begriffs „Uneinbringlich- 
keit sind Artikel 7, der den Bürgschaftsnehmer 
verpflichtet, alle im Zusammenhang mit dem ver- 
bürgten Geschäft stehenden Handlungen mit der 
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns wahrzuneh- 
men - d. h. sein Möglichstes zu tun, um seine Forde- 
rungen einzubringen - und Artikel 11 § 2 zu berück- 
sichtigen. 

Zu Artikel 2 

Das Ereignis A „Nichterbringung fälliger Leistungen 
durch den Schuldner'" betrifft nicht nur die Rück- 
zahlungsverpflichtung des Schuldners, sondern jede 
Verpflichtung welcher Art auch immer (z. B. Erfül- 
lung der für den Transfer notwendigen Forma- 
litäten). 

Zu Artikel 3 

1. Gegenstand der Bürgschaft (§ 2) 
a) Kommissionen 

Die Bürgschaft kann auch für Bereitstellungskom- 
missionen gelten, d. h. für die vom Schuldner der 


Bank vor den Zahlungen auf Grund des Darlehens- 
vertrages geschuldeten Beträge; jedoch ist diese 
Deckung, durch die die Bürgschaft vor den Zahlun- 
gen beginnt, auf die Bankkosten beschränkt, die 
tatsächlich diesen Kommissionen entsprechen. Wer- 
den diese Kommissionen verbürgt, so sind sie bei 
der Entgeltberechnung zu berücksichtigen. 

b) Zusätzliche Aufwendungen 

Die mit Zustimmung des Bundes übernommenen 
Kosten für Anwälte und an der Rechtspflege betei- 
ligte Personen, die entstanden, ohne daß ein Prozeß 
stattgefunden hat, gelten als zusätzliche Aufwen- 
dungen. 

Zu Artikel 4 

1. Es steht im Ermessen des Bundes zu beurteilen, 
ob eines der in Artikel 2 genannten Ereignisse 
droht; er ist befugt, dem Bürgsdiaftsnehmer alle ihm 
zweckdienlich erscheinenden Weisungen zu erteilen. 

2. Der Bürgschaftsnehmer hätte in seinen Dar- 
lehensvertrag eine Klausel aufzunehmen, die es ihm 
ermöglicht, diesen zu lösen, ohne Schadensersatz 
leisten zu müssen, wenn eines der in Artikel 4 letz- 
ter Absatz aufgezählten Ereignisse eintritt. 

Zu Artikel 5 

1. Bei einer Deckungsquote in Höhe von 95 v. H. 
ist jede Möglichkeit der Abwälzung auf den Expor- 
teur auszuschließen. 

2. Die Deckungsquote sowie der Höchstbetrag der 
Entschädigung (Höchsthaftungsbetrag) werden in die 
Besonderen Bedingungen jeder Police aufgenommen. 
Der Höchsthaftungsbetrag beläuft sich: 

- auf die Summe der verbürgten Hauptforderungen, 

“ erhöht um die bis zum Zeitpunkt der Fälligkeit 
der Hauptforderungen anfallenden Zinsen, 

- erhöht um 10 v. H. der verbürgten Hauptforde- 
rungen, 

- unter Anwendung der Deckungsquote. 

Die obenerwähnten 10 v. H. sollen eine Erstattung 
der zusätzlichen Aufwendungen ermöglichen. 

Zu Artikel 7 

1. Zustimmung des Bundes bei Änderungen des 
Ausfuhrvertrags (§ 1) 
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Jede Änderung der vertraglichen Vereinbarungen 
sowie Änderungen der vereinbarten Sicherheiten 
bedürfen der Zustimmung des Bundes. Die Zustim- 
mung muß schriftlich erteilt werden. Aus dem Text 
der Police geht hervor, daß es sich um eine vor- 
herige Zustimmung handeln muß. 

2. Verpflichtungen zur Überwachung und Nachprü- 
fung seitens des Bürgschaftsnehmers (§ 2 Buch- 
stabe a) 

Der Bürgschaftsnehmer muß ständig über die Finanz- 
lage des Darlehensnehmers wachen, insbesondere 
bei der ersten Zahlung, und er muß ferner vor der 
Leistung einer Zahlung an den Exporteur nach- 
prüfen, daß der Kreditnehmer die finanziellen Ver- 
pflichtungen, die ihm bis dahin auf Grund des Han- 
delsvertrages obliegen, erfüllt hat. 

Was diese zweite Verpflichtung anbetrifft, so han- 
delt es sich um eine echte Kontrolle. Jedoch erstreckt 
sich diese Kontrolle nur auf die finanziellen Pflich- 
ten des Kreditnehmers (im wesentlichen Anzahlun- 
gen und Sicherheitsleistungen). 

Erhält der Kreditversicherer Kenntnis von einer 
Verschlechterung der Finanzlage des Kreditnehmers 
-■ sei es, daß der Bürgschaftsnehmer ihn davon be- 
nachrichtigt oder er es selbst erfährt -, so kann er 
dem Bürgschaftsnehmer die Auflösung des Dar- 
lehensvertrages vorschreiben. 

3. Pflichten des Bürgschaftsnehmers bei drohendem 
Schaden (§ 3) 

Die Formulierung „ohne sich insbesondere auf 
Finanzierungsschwierigkeiten berufen zu können" 
bedeutet, daß der Bund es nicht hinzunehmen 
braucht, wenn der Bürgschaftsnehmer im Falle eines 
drohenden Schadens die weitere Durchführung eines 
Darlehens mit der Behauptung ablehnt, er habe 
Schwierigkeiten bei dessen Remobilisierung. 

4. Kontrolle des Betrages der ausländischen Lei- 
stungen und Lieferungen [§ 5 (1)] 

Der Bund kann dem Bürgschaftsnehmer auferlegen 
nachzuprüfen, daß der Exporteur den genehmigten 
Anteil der ausländischen Leistungen und Lieferun- 
gen eingehalten hat. 

Dies hat zur Folge, daß der Teil der Forderungen 
für die über dem genehmigten Anteil liegenden 
Lieferungen und Leistungen nicht in die Schadens- 
berechnung einbezogen wird (Artikel 13). 

5. Bei der Anwendung der Vorschriften dieses Arti- 
kels entstehende Kostenleistung [§ 6 (1)] 

Diese Kosten gehen unbeschadet der Vorschriften 
des Artikels 3 § 2 b) zu Lasten des Bürgschaftsneh- 
mers. Hierunter fallen insbesondere die mit der Bei- 
bringung der in § 4 dieses Artikels erwähnten Doku- 


mente und Auskünfte zusammenhängenden Kosten. 
Durch diese Vorschrift wird der Bund nicht ermäch- 
tigt, den Bürgschaftsnehmern die Verwaltungs- 
kosten für Konsolidierungsabkommen anzulasten. 

Zu Artikel 9 

1. Berechnung und Erhebung des Entgelts (§ 1) 

Betrag und Fälligkeit der Prämie werden in den 
Besonderen Bedingungen festgesetzt. 

2. Teilweise Erstattung des Entgelts (§ 2) 

Aus Billigkeitsgründen sind Abweichungen vom 
Grundsatz der Unteilbarkeit des festgesetzten Ent- 
gelts vorgesehen. 

Eine Reduzierung der verbürgten Beträge oder der 
Dauer des Risikos führt zu einer teilweisen Erstat- 
tung des Entgelts, und zwar unabhängig davon, ob 
die Haftung aus der Bürgschaft bereits begonnen 
hat. Diese Erstattung erfolgt nicht, wenn ein Scha- 
densfall eingetreten ist. Denn da das Entgelt die 
Gegenleistung für das vom Bund übernommene 
Risiko ist, würde die Rückzahlung von Entgelt bei 
einem Geschäft, bei dem ein Schaden eingetreten 
ist, einen groben Verstoß gegen die Grundsätze der 
Versicherung darstellen. 

Zu Artikel 10 

Nichtzahlung des Entgelts oder anderer dem Bund 
zustehender Beträge (§ 1) 

Die Nichtzahlung hat entweder 
“ das Ruhen der Haftung oder 
- die Haftungsbefreiung 
zur Folge. 

Das Ruhen der Haftung tritt von Rechts wegen ein, 
wenn der Bürgschaftsnehmer einen dem Bund zu- 
stehenden Betrag nicht zahlt; anschließend kann der 
Bund den Bürgschaftsnehmer (durch Mahnung) in 
Verzug setzen. Bleibt die Mahnung nach Ablauf 
einer Frist von 15 Tagen erfolglos, so wandelt sich 
das Ruhen der Haftung in eine Haftungsbefreiung 
um. 

Für die während des Rühens der Haftung eintreten- 
den Bürgschaftsfälle sowie für die Bürgschaftsfälle, 
die auf in diesem Zeitraum eingetretene schadens- 
begründende Ereignisse zurückzuführen sind, kann 
eine Entschädigung geleistet werden, wenn das Ent- 
gelt binnen 15 Tagen nach der Mahnung entrichtet 
wird. 

Zu Artikel 11 

1. Klage des Kreditversicherers gegen den Expor- 
teur (§ 1 c) 

Die Klagemöglichkeit ist zeitlich nicht begrenzt. 
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2. Höhere Gewalt (§ 4 d) 

Selbstverständlich darf der Bürgschaftsnehmer kei- 
ner Klausel zustimmen, auf Grund deren der Käufer 
endgültig infolge höherer Gewalt von seiner Zah- 
lungspflicht für eine Lieferung oder eine gelieferte 
und abgenommene Industrieanlage entbunden wer- 
den könnte. 

Ferner wäre es wünschenswert, daß der Bürgschafts- 
nehmer in seinen Vertrag eine Klausel aufnimmt, 
die es ihm ermöglicht, die Inanspruchnahme des 
Darlehens auszusetzen und den Darlehensvertrag zu 
lösen, wenn höhere Gewalt eintritt oder einzutreten 
droht und die Durchführung des Darlehensvertrags 
verhindern könnte. 

In diesem Zusammenhang sollte der Bürgschaftsneh- 
mer beachten, daß Artikel 4 zur Anwendung kom- 
men kann. 

3. Verfallsklausel (§ 6) 

Ausfuhrverträge können Verfallsklauseln enthalten, 
wonach die zu bestimmten späteren Terminen zu 
zahlenden Beträge ganz oder zum Teil sofort fällig 
werden, wenn der Schuldner seinen Verpflichtungen 
nicht nachkommt. 

Diese Klauseln werden für die Entschädigungen 
nicht berücksichtigt, vielmehr richten sich die Ter- 
mine für die Auszahlung der Entschädigungen nach 
den im Ausfuhrvertrag vorgesehenen Fälligkeiten. 

Wenn der Bund ein wesentliches Interesse daran 
hat, für die Entschädigungszahlungen den Zeitplan 
der Fälligkeiten nicht einzuhalten, insbesondere 
wenn es ihm sicher erscheint, daß der Schuldner 
seine Schuld auch teilweise nicht bezahlen wird und 
hohe Zinsen zu entschädigen wären, ist er berech- 
tigt, die Zahlung der Entschädigungen vorzeitig zu 
leisten. Verfährt der Bund hinsichtlich der Entschä- 
digungen in dieser Weise, also ohne sich an den 
vertraglichen Zeitplan der Fälligkeiten zu halten, so 
sind von dem zu entschädigenden Betrag der noch 
ausstehenden Forderungen die Zinsen abzuziehen, 
die zwischen dem Zeitpunkt der Entschädigung und 
dem vorgesehenen Fälligkeitstermin der entschädig- 
ten Forderung anfallen. Dieser Abzug erfolgt auf 
der Grundlage des vertraglich vereinbarten Zins- 
satzes. 

Liegt dieser Zinssatz jedoch unterhalb des Satzes 
der tatsächlichen Finanzierungskosten des Geschäf- 
tes, so ist letzterer maßgeblich. Der Bund ist jedoch 
berechtigt, auch den zum Zeitpunkt des Eintritts des 
Schadensfalls geltenden Marktzinssatz zu wählen. 

Zu Artikel 12 

1. Bedeutung der Begriffe „Bestimmung des Ver- 
wendungszwecks und „Anrechnung" 

- Der Begriff „Bestimmung des Verwendungs- 
zwecks" bezieht sich auf das Verhältnis zwischen 
dem ausländischen Darlehensnehmer und dem 


Bürgschaftsnehmer und betrifft den Fall, daß der 
Schuldner einen Betrag oder eine Zahlung zur Be- 
gleichung des einen oder anderen Darlehens bzw. 
der einen oder anderen Fälligkeit bestimmt. 

- Der Begriff „Anrechnung" bezieht sich auf das 
Verhältnis zwischen dem Bund und dem Bürg- 
schaftsnehmer und betrifft nur den Fall, daß ein 
vom Darlehensnehmer geleisteter Betrag oder 
eine vom Kreditnehmer geleistete Zahlung auf 
Grund der Vorschriften des Artikels 12 auf das 
eine oder andere Darlehen oder bzw. auf die eine 
oder andere Fälligkeit angerechnet wird. 

Dies gilt nicht für die Zahlungen des Kreditneh- 
mers, sondern auch für Zahlungen seiner Mitver- 
pflichteten oder für ihre Rechnung geleistete Zah- 
lungen. 

2. Nicht gedeckter Teil einer verbürgten Forderung 

Um Mißverständnisse zu vermeiden, wird der nicht 
gedeckte Teil einer verbürgten Forderung oder Fäl- 
ligkeit einer nicht gedeckten Forderung gleich- 
gestellt. 

Zu Artikel 13 

1. Grundsätze für die Schadensberechnung 

Die Formulierung in § 1 b) erster Gedankenstrich ist 
sehr weit auszulegen. 

Sie umfaßt insbesondere auch Forderungsnachlässe, 
Gutschriften und Leistungen an Zahlungs statt. 

2. Frage der Abrechnung (Buchstabe b) von §§ 1 
und 2 

Der Bund berücksichtigt bei der Schadensberechnung 
bis zu diesem Zeitpunkt aufgerechneten und auf- 
rechenbaren Forderungen. Die erst nach der Scha- 
densberechnung aufrechenbaren Forderungen betref- 
fen nicht eingegangene, sondern noch ausstehende 
und daher ungewisse Zahlungen, 

Daher werden bei der Schadensberechnung nur tat- 
sächlich vorgenommene Aufrechnungen oder solche 
Forderungen berücksichtigt, die der Bürgschaftsneh- 
mer bis zur Schadensberechnung hätte aufrechnen 
können. 

Die nach der Auszahlung der Entschädigung vor- 
genommenen Aufrechnungen werden als Rückflüsse 
behandelt. 

Zu Artikel 16 

1. Grundsätze der Aufteilung 

Die Rückflüsse werden nicht auf der Grundlage des 
Verhältnisses zwischen Ausfall und dem gezahlten 
Entschädigungsbetrag, sondern auf der Grundlage 
der in den Besonderen Bedingungen festgeiegten 
Deckungsquote aufgeteilt. 
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Diese Regelung des Artikels 16 berücksichtigt die 
Vorschriften des Artikels 12, der eine Anrechnung 
der Zahlungen auf verbürgte und nicht verbürgte 
Forderungen vorsieht. Die in Artikel 16 vorgesehene 
Aufteilung betrifft also nur Beträge, die auf die ver- 
bürgten Forderungen anzurechnen sind. 

2. Bedeutung der Formulierung „der für sie sach- 
gemäß aufgewendeten Kosten" (Absatz 1, Zeilen 
1 und 2) 

Diese Kosten umfassen einem Dritten entrichtete 
Beträge (z. B. Reisekosten), jedoch nicht die Beträge, 
die Gemeinkosten des Bürgschaftsnehmers bei der 
Eintreibung von Forderungen entsprechen. 

3. Zahlenbeispiel für die gleichzeitige Anwendung 
der Artikel 12 und 16 (siehe Anlage 1/B) 


Zu Artikel 17 

Durch die Aufstellung der Schadensberechnung in 
der Vertragswährung und nicht in Deutscher Mark 
sollen unbillige Folgen vermieden werden für den 
Fall, daß die Vertragswährung eine Kurssteigerung 
erfährt und der Schuldner während der Karenzfrist 
auf der Basis des neuen Kurses eine Teilzahlung 
vorgenommen hat. 

Für die Umrechnung des Endbetrages der Schadens- 
berechnung wird grundsätzlich ein späterer Kurs als 
der des Fälligkeitstages zugrunde gelegt. Hierdurch 
soll vermieden werden, daß ein Kurs angewandt 
wird, der den Bürgschaftsnehmer im Falle einer Ab- 
wertung der Vertragswährung nach Fälligkeit zur 
Untätigkeit verleiten könnte. 
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Anlage 1/B 


Zahlenbeispiel für die gleichzeitige Anwendung der Artikel 12 und 16 


Der Bürgschaftsnehmer hat gegen den ausländischen 
Darlehensnehmer eine verbürgte Forderung von 
1 000 (Deckungsquote: 90 v. H.) und eine nicht ver- 
bürgte Forderung von 400, die beide bei Fälligkeit 
(1. Januar 1966) offengeblieben sind. 

Am 1. Januar 1967 zahlt der Darlehensnehmer Ver- 
zugszinsen, die mit einem Satz von 7 v. H. p. a. be- 
rechnet werden, das heißt also 98, die wie folgt ver- 
wendet werden sollen: 

(10 X 98) 

70 für die verbürgte Forderung — 

(4 X 98) 

28 für die nicht verbürgte Forderung — 

Am 1. Januar 1968 zahlt der Darlehensnehmer 
1 400, ohne den Verwendungszweck dieses Betrages 
genau zu bestimmen. 

Am 1. Januar 1969 zahlt der Darlehensnehmer 98, 
ohne den Verwendungszweck dieses Betrages genau 
zu bestimmen. 


- der Bürgschaftsnehmer 8 (gemäß Artikel 12 Ab- 
satz 1 c) auf die nicht verbürgte Forderung an- 
gerechneter Betrag) zuzüglich 10 v. H. (Selbst- 
beteiligung des Bürgschaftsnehmers) der auf die 
verbürgte Forderung angerechneten Beträge, das 
heißt 10 V. H. von 70 + 20, also insgesamt 17. 

2. Aufteilung des am 1. Januar 1968 eingegangenen 
Betrages von 1 400 

A. Da dieser Betrag von 1 400 die ausstehenden 
~ verbürgten und nicht verbürgten - Hauptforderun- 
gen (910 + 392=1 302) übersteigt, braucht er nicht 
anteilmäßig aufgeteilt zu werden, sondern die zur 
Tilgung bestimmten Beträge können direkt davon in 
Abzug gebracht werden. Es werden also angerechnet: 

-910 auf die verbürgte Forderung und 

- 392 auf die nicht verbürgte Forderung. 

B. Der Restbetrag von 98 (1 400 — 1 302) ist dann 
aufzuteilen. Da die Hauptforderung getilgt ist, findet 
Artikel 12 Absatz 2 Anwendung. 


1. Aufteilung des am 1. Januar 1967 eingegangenen 
Betrages von 98 

A. Nach Artikel 12 Absatz 1 a) wird der Betrag 
von 70, den der Kreditnehmer für die verbürgte For- 
derung bestimmt hat, auf diese Forderung ange- 
rechnet. 


Man hat: 

(1 000 X 12 Monate) + (910 X 12 Monate) 

( loo X 12 Monate) +7392 X 12"Monate) -) 

1 910 

oder vereinfacht — — 

792 

Nach Artikel 12 Absatz 2 wird angerechnet: 


B. Auf die 28, die der Darlehensnehmer für die 
nicht verbürgte Forderung bestimmt hat, findet 
Artikel 12 Absatz 1 c) Anwendung, das heißt, der 
Betrag wird anteilmäßig auf die verbürgte Forde- 
rung und die nicht verbürgte Forderung aufgeteilt. 


Es wird also ein Betrag von 20, nämlich 


(10 X 28) 


14 


auf die verbürgte und ein Betrag von 8, nämlich 
(4 X 28) 

— — auf die nicht verbürgte Forderung an- 
gerechnet. 


Für die Kreditversicherungspolice belaufen sich die 
noch offenen Hauptforderungen damit auf: 

-910 bei der verbürgten Forderung 
(1 000— [70 + 20]) und 


- auf die verbürgte Forderung 


1 910 
2W2 


von 98, = 69,3 


- auf die nicht verbürgte Forderung 
= 28,7 


792 

2*702 


von 98 


C. Dieser auf die verbürgte Forderung angerech- 
nete Betrag von 69,3 ist sodann nach Artikel 16 
zwischen Bund und Bürgschaftsnehmer aufzuteilen. 
Da die Hauptforderung getilgt ist, wird Artikel 16 
Absatz 3 angewandt, d. h. der Bürgschaftsnehmer 
erhält den auf die Zeit vor der Entschädigungslei- 
stung entfallenden Teil der Verzugszinsen (bei die- 
ser Rechnung wird davon ausgegangen, daß die 
Entschädigung sechs Monate nach Fälligkeit gezahlt 
worden ist). 


- 392 bei der nicht verbürgten Forderung (400 — 8). 


C. Von diesen 98 erhalten Bund und Bürgschafts- 
nehmer also jeweils folgende Beträge: 

- der Bund 90 v. H. (Deckungsquote) der auf die 
verbürgte Forderung angerechneten Beträge, das 
heißt 90 v. H. von 70 + 20, also 81 ; 


q Summe der Produkte aus der Multiplikation der in 
Verzug geratenen Beträge der verbürgten Hauptforde- 
rung mit der Dauer des Zahlungsverzugs 
-) Summe der Produkte aus der Multiplikation der in 
Verzug geratenen Beträge der nicht verbürgten Haupt- 
forderung mit der Dauer des Zahlungsverzugs 
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Da dieser Betrag von 69,3 der Anrechnung eines 
Teils der vom Kreditnehmer für einen Zwölf- 
Monatszeitraum gezahlten Verzugsinzen auf die 
verbürgte Forderung entspricht, sind folgende Be- 
träge zu zahlen: 


- an den Bürgschaftsnehmer; 


zuzüglich 10 v. H. (Selbstbeteiligung) von 
~ 3,465, 


69,3 


- an den Versicherer: 


69,3 X 90 V. H. 
2 


(Dechungsquote) = 31,185. 


D. Von den am 1. Januar 1968 eingegangenen 
1 400 erhalten Bund und Bürgschaftsnehmer damit 
jeweils folgende Beträge: 

- der Bund 

819 (d. h. 90 V. H. der zur Tilgung der verbürgten 
Hauptforderung bestimmten 910) zuzüglich 31,185 
(90 V. H. des auf die Zeit nach der Entschädigungs- 
leistung entfallenden Teils der Verzugszinsen, die 
auf die verbürgte Forderung angerechnet werden), 
d. h. insgesamt 850,185; 


- der Bürgschaftsnehmer 

392 (auf die nicht verbürgte Forderung angerech- 
neter Betrag) zuzüglich 91 (10 v. H. - Selbstbetei- 
ligung des Bürgschaftsnehmers - der zur Tilgung 
der verbürgten Hauptforderung bestimmten 910) 
zuzüglich 28,7 (auf die nicht verbürgte Forderung 
angerechneter Teil der Verzugszinsen) zuzüglich 
34,65 (auf die Zeit vor der Entschädigungsleistung 
entfallender Teil der Verzugszinsen, die auf die 
verbürgte Forderung angerechnet werden) zuzüg- 
lich 3,455 (10 V. H. - Selbstbeteiligung ~ des auf 
die Zeit nach der Entschädigungsleistung entfal- 
lenden Teils der Verzugszinsen, die auf die ver- 
bürgte Forderung angerechnet werden), d. h. ins- 
gesamt 549,815. 


3. Aufteilung des am 1. Januar 1969 eingegangenen 
Betrages von 98 


A. Zunächst wird Artikel 12 Absatz 2 angewendet. 


Man hat: 


(910 X 12 Monte 
(392 X 12 Monate) 4) 


oder vereinfacht 


910 

392 


3) Produkt aus der Multiplikation des in Verzug gerate- 
nen Betrages der verbürgten Hauptforderung mit der 
Dauer des Zahlungsverzugs 

4) Produkt der aus der Multiplikation des in Verzug 
geratenen Betrages der nicht verbürgten Hauptforde- 
rung mit der Dauer des Zahlungsverzugs 
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Begründung 


1. Im Rahmen der Harmonisierung der Kreditver- 
sicherungsmethoden bei der Ausfuhr nach dritten 
Ländern und für Geschäfte auf der Grundlage eines 
Lieferantenkredits hat der Rat bereits drei Richt- 
linien verabschiedet: zwei Richtlinien über die Ein- 
führung von gemeinsamen Policen für mittel- und 
langfristige Geschäfte mit öffentlichen bzw. privaten 
Käufern (vgl. Richtlinie Nr. 509 und 510 vom 27. 
Oktober 1970 - Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 254 vom 23. November 1970) und eine 
Richtlinie über die Harmonisierung der wesentlichen 
Bestimmungen auf dem Gebiet der Deckung von 
kurzfristigen Ausfuhrgeschäften (politische Risiken) 
mit öffentlichen und privaten Käufern (vgl. Richt- 
linie Nr. 86 vom 1. Februar 1971 - Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 36 vom 13. Fe- 
bruar 1971). 

Ferner hat die Kommission dem Rat den Vorschlag 
einer Richtlinie über die Einführung einer gemein- 
samen Entgeltregelung für die im Rahmen der ge- 
nannten gemeinsamen Policen gedeckten Risiken 
unterbreitet. 

2. Ziel dieses Richtlinienvorschlags ist es, vom 
Rat eine gemeinsame Kreditversicherungspolice für 
öffentlichen Käufern (Darlehensnehmern) aus dritten 
Ländern gewährte mittel- und langfristige Finanz- 
kredite verabschieden zu lassen. 

Als Finanzkredit gilt ein Kredit, der von Banken 
oder sonstigen Kreditinstituten des Ausfuhrlandes 
natürlichen oder juristischen Personen des priva- 
ten oder öffentlichen Rechts, einschließlich auslän- 
discher Banken oder sonstiger Kreditinstitute, zur 
Finanzierung eines Ausfuhrgeschäfts gewährt wird. 

3. Obwohl der Finanzkredit noch nicht so lange 
Anwendung findet wie der Lieferantenkredit, dürfte 
er im Rahmen der Ausfuhrkredite immer bedeut- 
samer werden. 

Durch dieses Verfahren kann der Exporteur im Un- 
terschied zum Lieferantenkredit bar ausgezahlt wer- 
den; damit entfallen für die Exportunternehmen 
die Finanzierungsrisiken, die sie bei einem Lieferan- 
tenkredit zu tragen haben. Der Finanzkredit ist 
daher besonders vorteilhaft für umfangreiche Ge- 
schäfte mit langen Kreditlaufzeiten, wie die Erstel- 
lung von Industrieanlagen und die Lieferung von 
schweren Ausrüstungsgütern. 

Bei einem Geschäft auf der Grundlage eines Finanz- 
kredits ist zwischen dem Darlehensvertrag und dem 
Handelsvertrag zu unterscheiden. Die Fragen im 
Zusammenhang mit den Verbindungen, die in eini- 
gen Fällen zwischen diesen beiden Verträgen auf- 
treten können, werden vor allem in Artikel 1 1 und 
13 der Police behandelt. 


4. Darlehensnehmer kann entweder der (Öffentliche 
oder private) Käufer oder eine Bank des Einfuhr- 
landes sein. Ferner kann der Finanzkredit für ein 
einzelnes Geschäft oder für eine Gesamtheit von 
Geschäften (vor allem bei Krediten an eine Bank) 
gewährt werden. 

Die beigefügte Police gilt für einen öffentlichen 
Käufer zur Abwicklung eine einzigen Geschäfts 
gewährte Finanzkredite. Dem Fachausschuß der 
Kreditversicherer der EWG werden demnächst die 
Änderungen zur Prüfung vorgelegt, die an der Police 
vorzunehmen sind, damit sie auf die übrigen oben- 
erwähnten Fälle anwendbar ist (Darlehen an einen 
privaten Käufer, Darlehen an eine Bank, Darlehen 
für eine Gesamtheit von Geschäften). Die Kommis- 
sion wird zu gegebener Zeit entsprechende Vor- 
schläge unterbreiten. 

5. Der Finanzkredit ist normalerweise zur Finan- 
zierung des Kredits bei Ende der Lieferungen (für 
das getrennt gelieferte Material) oder nach Inbe- 
triebnahme (bei Industrieanlagen) bestimmt und 
kann vorher nicht in Anspruch genommen werden. 
Dies kann erst zu dem Zeitpunkt geschehen, in dem 
die Schuld des ausländischen Käufers gemäß den 
Bedingungen des Handelsvertrags entsteht. Wäh- 
rend der Dauer der Ausführung des Auftrags (Her- 
stellungszeit) nimmt das Exportunternehmen die 
übliche Finanzierung in Anspruch (d. h. als ob es 
sich um einen Lieferantenkredit handeln würde). 

Die numehr vorgeschlagene Police ist somit für Ge- 
schäfte gedacht, bei denen der Finanzkredit frühe- 
stens im Zeitpunkt der Teillieferungen und -Ver- 
sendungen, die einen Zahlungsanspruch gemäß dem 
Ausfuhrvertrag bewirken, in Anspruch genommen 
wird. Jedoch wollen einige Mitgliedstaaten in Aus- 
nahmefällen die Inanspruchnahme des Finanzkredits 
vor der Entstehung des Kreditrisikors ermöglichen. 
Diese Frage muß noch geprüft werden, um die er- 
forderlichen Änderungen in der dem Exporteur aus- 
gestellten Police festzulegen. 

6. Von der Bürgschaft her gesehen, sind die Banken 
gegen das Kreditrisiko mit dem Zeitpunkt der In- 
anspruchnahme des Finanzkredits (nach Lieferung 
oder Inbetriebnahme) gedeckt; die Exporteure sind 
gegen das Fabrikationsrisiko gedeckt (bis zum Zeit- 
punkt der Lieferung oder Inbetriebnahme). Letztere 
Bürgschaft wird den Exporteuren mit der Police für 
Lieferantenkredite gewährt (vgl. Artikel 3 Absatz 2 
der Richtlinie Nr. 70/509 vom 27. Oktober 1970). 

7. Die gemeinsame Police „Finanzkredite" wurde 
auf der Grundlage der gemeinsamen Police „Liefe- 
rantenkredite" abgefaßt, wobei selbstverständlich 
alle Änderungen vorgenommen wurden, die wegen 
der besonderen Art der Bürgschaft notwendig waren. 
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In der Police werden nur die „Allgemeinen Bedin- 
gungen'' für die Gewährung der Bürgschaft fest- 
gelegt, und den einzelnen Kreditversicherern steht 
es frei, je nach den geschlossenen Verträgen etwaige 
besondere Bedingungen aufzustellen. 

Die Police ist gültig, sofern durch Einzelpolicen 
ein Kreditrisiko von einer Dauer von mindestens 
24 Monaten gedeckt wird. 

Die Begriffsbestimmung des öffentlichen Käufers in 
Artikel 3 der Richtlinie Nr. 70/509 vom 27. Oktober 
1970 gilt natürlich auch für diese Police. In diesem 
Fall ist der „Darlehensnehmer" mit dem Käufer 
gleichzustellen. 

Die Deckungsquote, die bei Lieferantenkrediten 
nicht über 90 v, H. liegen darf, kann bei Finanz- 
krediten unter besonderen Bedingungen (vgl. Arti- 
kel 5 der Police) 95 v. H. betragen. 

8. Obwohl ein Höchstmaß an Harmonisierung für 
die allgemeinen Bedingungen angestrebt wurde, 
war dies nicht immer erreichbar, weil die verwal- 
tungs- und banktechnischen Verfahren in den Mit- 
gliedstaaten unterschiedlich sind und zur Zeit nicht 
vereinheitlicht werden können und weil in einigen 
Mitgliedstaaten bestimmte Aspekte der Kreditver- 
sicherung durch allgemeine Rechtsvorschriften ge- 
regelt werden, die nicht so leicht zu ändern sind 
wie ein besonderes Gesetz, das nur einen bestimm- 
ten Gegenstand, wie zum Beispiel die Kreditver- 
sicherung, behandelt. 

Wie bei den gemeinsamen Policen für Lieferanten- 
kredite bei lang- und mittelfristigen Geschäften mit 
öffentlichen und privaten Verkäufern wurde darauf 
verzichtet, die Vorschriften über die Nichtigkeit 
(Artikel 6), die Meldungen über die Abwicklung des 
Geschäftes (Artikel 8), den Übergang oder die Ab- 
tretung von Forderungen (Artikel 15), die Abtretung 
(Artikel 18), über die Verjährungs- und Ausschluß- 
fristen (Artikel 19) und über den Gerichtsstand (Arti- 


kel 20) zu harmonisieren. Den einzelnen Kreditver- 
sicherern ist somit die Entscheidung über die Moda- 
litäten und Vorschriften für diese Punkte freigestellt. 

9. Wie für die beiden bereits verabschiedeten ge- 
meinsamen Policen wurde auch dieser Police ein 
Kommentar beigegeben (vgl. Anlage II), dessen 
Ziel es ist, die einheitliche Anwendung der Police 
zu erleichtern und dem Bürgschaftsnehmer ein 
bessereres Verständnis der Vorschriften zu ermög- 
lichen. Ferner wurden für bestimmte Fälle Abwei- 
chungen von einigen Vorschriften der gemeinsamen 
Police nach vereinbarten Modalitäten vorgesehen. 
Daher legt die Kommission dem Rat gleichzeitig 
einen zweiten Richtlinienvorschlag mit einer Liste 
allgemeiner Ausnahmen vor. Die Kommission behält 
sich außerdem vor, nachdem sie die Stellungnahme 
des Beratenden Ausschusses (der durch Artikel 4 
der Richtlinie Nr. 70/509 vom 27. Oktober 1970 ein- 
gesetzt wurde) eingeholt hat, den Rat mit Vor- 
schlägen zu befassen, mit denen zusätzliche Ausnah- 
men gewährt oder neue gemeinsame Vorschriften 
als Ersatz für die derzeit noch unterschiedlichen 
Vorschriften der Mitgliedstaaten eingeführt werden 
sollen. 

Was die Klausel über höhere Gewalt betrifft, so 
dürfte sie bei den Finanzkrediten keine besonderen 
Probleme aufwerfen, die Empfehlungen der Kredit- 
versicherer an die Bürgschaftsnehmer rechtfertigen, 
wie sie zum Beispiel für die Police für Lieferanten- 
kredite vorgesehen sind. 

10. Was schließlich das Entgelt betrifft, so ist fest- 
zustellen, daß grundsätzlich für ein mit einem 
Finanzkredit finanziertes Geschäft insgesamt das- 
selbe Entgelt zu entrichten ist wie für ein Geschäft 
auf der Grundlage eines Lieferantenkredits. Das Ent- 
gelt besteht wie beim Lieferantenkredit aus zwei 
Elementen: ein Grundentgelt und ein Zeitentgelt. 
Die Berechnungsverfahren sind alles in allem ge- 
sehen dieselben. Die Kommission wird dem Rat ent- 
sprechende Vorschläge unterbreiten. 
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